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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RA 142/01
Datum 02.10.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 389/04 ZVW
Datum 21.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 2.
Oktober 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungs- und Revisionsverfahren nicht
zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte als VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r das
Zusatzver-sorgungssystem der Anlage 1 Nr. 1 zum Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz (AAÃ�G) verpflichtet ist, den Zeitraum vom
01.01.1981 bis 30.06.1990 als weitere Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) festzustellen.

Die am â�¦1943 geborene KlÃ¤gerin erlangte nach erfolgreichem Studium an der
Hoch-schule fÃ¼r A â�¦ und B â�¦ W â�¦ am 01.11.1968 die Berechtigung, den
akademischen Grad â��Diplom-Ingenieurâ�� zu fÃ¼hren. Die KlÃ¤gerin arbeitete
sodann vom 06.09.1971 bis 31.05.1974 als Vorbereitungsingenieur beim Rat der
Stadt L â�¦, HauptplantrÃ¤ger, von Juni 1974 bis Dezember 1980 als
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Projektingenieur beim VE Kombinat fÃ¼r B â�¦ und R â�¦L â�¦ und schlieÃ�lich von
Januar 1981 bis 30.06.1990 als Projektingenieur beim VEB D â�¦ L â�¦ Sie trat zum
01.07.1985 der Freiwilligen Zusatzrentenversi-cherung (FZR) bei und entrichtete auf
ein monatliches Einkommen von maximal 1.200,- Mark entsprechende BeitrÃ¤ge.
Erst im Rahmen der Revisionsverhandlung vor dem Bun-dessozialgericht ergab sich,
dass die KlÃ¤gerin in den Jahren 1971 bis 1974 in die zusÃ¤tzli-che Alterversorgung
fÃ¼r Mitarbeiter des Staatsapparats einbezogen war. Die KlÃ¤gerin beantragte am
19.07.1999 bei der Beklagten die Ã�berfÃ¼hrung von Zusatzver-
sorgungsanwartschaften. Der Beklagten lagen die Diplom-Urkunde der KlÃ¤gerin
sowie das Diplom-Zeugnis, verschiedene arbeitsrechtliche Unterlagen des VEB D
â�¦L â�¦, der Arbeitsvertrag der KlÃ¤gerin mit dem VE Kombinat fÃ¼r B â�¦ und R
â�¦L â�¦, der dazugehÃ¶rige Funktionsplan, der Arbeitsvertrag mit dem Rat der
Stadt L â�¦ sowie der entsprechende Funktionsplan, die
Sozialversicherungsausweise der KlÃ¤gerin in Kopie sowie Entgeltbescheinigungen
der ehemaligen Arbeitgeber der KlÃ¤gerin vor.

Mit Bescheid vom 30.10.2000 stellte die Beklagte die Zeit vom 06.09.1971 bis
31.05.1974 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur freiwilligen zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates fest.
DemgegenÃ¼ber wurde die Anerkennung des Zeitraums vom 01.06.1974 bis
30.06.1990 abgelehnt, da die Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung von Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz nicht
gegeben sei. Die BeschÃ¤ftigung sei nicht im Geltungsbereich des
Zusatzversorgungssys-tems â�� volkseigener Produktionsbetrieb â�� ausgeÃ¼bt
worden. Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Widerspruch eingelegt. Sowohl das VE
Kombinat B â�¦ L â�¦ als auch der VEB D â�¦seien volkseigene Produktionsbetriebe
des Bauwesens gewesen, in denen die KlÃ¤gerin als leitende Architektin
beschÃ¤ftigt gewesen sei. Der Widerspruch blieb er-folglos (Widerspruchsbescheid
vom 07.02.2001). Die BeschÃ¤ftigungszeit vom 01.06.1974 bis 30.06.1990 als
Projektingenieur im VE Kombinat fÃ¼r B â�¦und R â�¦ L â�¦ und dem VEB D â�¦L â�¦
kÃ¶nne nicht als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversor-gungssystem
anerkannt werden. Die im VE Kombinat fÃ¼r B â�¦ und im VEB D â�¦ ausgeÃ¼bten
BeschÃ¤ftigungen hÃ¤tten zwar der technischen Qualifikation nach der Verordnung
Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in den
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben vom 17.08.1950 entsprochen, je-
doch seien die BeschÃ¤ftigungen nicht in einem volkseigenen Produktionsbetrieb
oder ei-nem gleichgestellten Betrieb ausgeÃ¼bt worden. Bei den angegebenen
Betrieben habe es sich um Dienstleistungs- bzw. Reparaturbetriebe gehandelt.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 26.02.2001 Klage zum Sozialgericht (SG) Leipzig
erhoben, mit der sie ihr Begehren mit im Wesentlichen gleicher BegrÃ¼ndung
weiterverfolgt hat. Das Sozialgericht hat unter anderem Registerakten des VE
Kombinat fÃ¼r B â�¦ und M â�¦ L â�¦und des VEB D â�¦ L â�¦beigezogen; auf die
Unterlagen wird Bezug genommen (Bl. 13 ff. SG-Akte). Die Beklagte hat unter dem
21.12.2001 ein Aner-kenntnis abgegeben, womit sie die Zeit vom 01.06.1974 bis
31.12.1980 als Zeiten der Zu-gehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem der
technischen Intelligenz anerkannt hat und die entsprechenden Entgelte nach dem
AAÃ�G feststellt; dieses Anerkenntnis hat die KlÃ¤-gerin angenommen. Die Beklagte
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hat sodann das Anerkenntnis mit Bescheid vom 29.05.2002 ausgefÃ¼hrt.

Das Sozialgericht hat auf die mÃ¼ndliche Verhandlung mit Urteil vom 02.10.2002
die Klage abgewiesen. Die zulÃ¤ssige Klage sei nicht begrÃ¼ndet. Der Bescheid
vom 30.10.2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 07.02.2001 und
der Bescheid vom 29.05.2002 seien rechtmÃ¤Ã�ig und verletzten die KlÃ¤gerin
nicht in ihren Rechten, Â§ 54 Abs. 2 Sozialge-richtsgesetz (SGG). Die KlÃ¤gerin habe
keinen Anspruch auf Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Zusatzversorgungssystem nach Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G. Die Beklagte habe den
Zeitraum vom 01.01.1981 bis 30.06.1990 zutreffend nicht als Zeit der
ZugehÃ¶-rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem gemÃ¤Ã� der Anlage 1 zum
AAÃ�G festgestellt. Nach dem Normzweck des Gesetzes sei nicht zwingend von
dem Zeitpunkt einer Versor-gungszusage auszugehen. ZugehÃ¶rigkeitszeiten im
Sinne des Â§ 5 AAÃ�G lÃ¤gen immer dann vor, wenn konkret eine entgeltliche
BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt worden sei, die ihrer Art nach geeignet sei, in die
Zusatzversorgung aufgenommen zu werden. Entscheidend sei somit nur, ob eine
tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung ihrer Art nach (d.h. abstrakt-generell) zu
denjenigen gehÃ¶rt habe, derentwegen nach den in den Anlagen 1 und 2 zum
AAÃ�G ge-nannten Texten das jeweilige Versorgungssystem errichtet worden sei,
ob sie also in einem dieser Texte aufgelistet sei. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼lle indes fÃ¼r
den streitigen Zeitraum nicht die Voraussetzungen fÃ¼r eine Einbeziehung in das
insoweit nur maÃ�gebliche Zusatzversor-gungssystem der technischen Intelligenz
gemÃ¤Ã� den Vorschriften der Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen
gleichgestellten Betrieben vom 17.08.1950 und der hierzu erlassenen 2.
DurchfÃ¼hrungsbestimmung (2. DB) vom 24.05.1951. Die KlÃ¤gerin zÃ¤hle nicht
zu dem berechtigten Personenkreis, da sie im streitigen Zeitraum nicht in einem
volkseigenen Pro-duktionsbetrieb gearbeitet habe. Nach Auffassung der Kammer
gehÃ¶re der VEB D â�¦ L â�¦nicht zu den Produktionsbetrieben im Sinne der
Versorgungs-ordnung. Bei der Auslegung des Begriffs â��Produktionsbetriebâ�� sei
das VerstÃ¤ndnis in der ehemaligen DDR zum 30.06.1990 maÃ�geblich. FÃ¼r die
Auslegung des Begriffs â��Produkti-onsbetriebâ�� komme insbesondere die
Verordnung Ã¼ber die Aufgaben, Rechte und Pflichten des volkseigenen
Produktionsbetriebes vom 09.02.1967 und die Verordnung fÃ¼r die volks-eigenen
Kombinate, Kombinatsbetriebe und volkseigenen Betriebe vom 08.11.1979 in
Betracht. Nach diesen Bestimmungen habe es in der DDR einen begrifflichen
Unterschied zwischen den volkseigenen Produktionsbetrieben und den volkseigenen
Betrieben im All-gemeinen gegeben. Zu den volkseigenen Produktionsbetrieben
hÃ¤tten aber nach dem Ver-stÃ¤ndnis der DDR nur die Betriebe aus dem Bereich
der Industrie und des Bauwesens ge-zÃ¤hlt. Der VEB D â�¦ L â�¦ habe nach dem
VerstÃ¤ndnis der damaligen DDR nicht zu dem Wirtschaftsbereich der Industrie und
des Bauwesens gehÃ¶rt, sondern zu dem Wirt-schaftsbereich der Kultur.
Insbesondere ergebe sich dies aus der Zuordnung des VEB D â�¦ L â�¦ zum Rat der
Stadt L â�¦, Abteilung Kultur und zum Ministerium fÃ¼r Kultur. Im Gegensatz zum
VE Kombinat fÃ¼r B â�¦ und R â�¦ L â�¦ sei der VEB D â�¦ L â�¦ nicht dem Rat der
Stadt L â�¦ â�� Stadtbauamt â�� unterstellt gewe-sen. Nach Ansicht der Kammer
sei der VEB D â�¦ Leipzig dem Wirtschaftsbereich der Kultur und nicht dem
Wirtschaftsbereich des Bauwesens zuzuzÃ¤hlen. Neben dem Wirt-schaftsbereich
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der Industrie und der Bauwirtschaft habe es noch folgende Wirtschaftsbe-reiche in
der ehemaligen DDR gegeben: Land- und Forstwirtschaft; Verkehr, Post- und
Fernmeldewesen; Binnenhandel; sonstige produzierende Zweige; dienstleistende
Wirt-schaft; kulturelle und soziale Einrichtungen; staatliche Verwaltung,
gesellschaftliche Or-ganisationen. Auch habe der VEB D â�¦ L â�¦ nicht zu den
KonstruktionsbÃ¼ros im Sinne der Versorgungsordnung gehÃ¶rt. Der VEB D â�¦ L
â�¦ sei kein reines Kon-struktionsbÃ¼ro gewesen, sondern habe vielmehr
denkmalpflegerische Aufgaben Ã¼bernom-men. Auch sei kein VerstoÃ� gegen Art.
3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) erkennbar.

Gegen das am 26.10.2002 zugestellte Urteil richtet sich die am 08.11.2002
eingelegte Be-rufung der KlÃ¤gerin, mit der diese die Anerkennung des Zeitraumes
Januar 1981 bis Ju-ni 1990 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum
Zusatzversorgungssystem der technischen Intelli-genz weiterverfolgt. Das
Sozialgericht sei rechtsfehlerhaft davon ausgegangen, dass die KlÃ¤gerin nicht die
zwingenden Voraussetzungen fÃ¼r die Einbeziehung in die zusÃ¤tzliche
Altersversorgung der technischen Intelligenz erfÃ¼lle. Der VEB D â�¦ L â�¦ habe ent-
gegen der Auffassung des Sozialgerichts zu den Produktionsbetrieben im Sinne der
Ver-sorgungsordnung gezÃ¤hlt: Nach der herkÃ¶mmlichen bundesdeutschen
Verwaltungsdogma-tik mag es nicht nahe liegend sein, einen VEB D â�¦ â�� der die
nach dem bundesdeut-schen RechtsverstÃ¤ndnis staatliche Aufgabe der
Denkmalpflege durchfÃ¼hre â�� als Betrieb des Bauwesens anzusehen. Der VEB D
â�¦ habe jedoch sowohl Projektierungs- als auch ausfÃ¼hrende Aufgaben der
Denkmalpflege erfÃ¼llt und sei im DDR-RechtsverstÃ¤ndnis ein ganz normaler
volkseigener Baubetrieb gewesen. Jedenfalls sei die Funktion des Pla-nungsateliers
als KonstruktionsbÃ¼ro anzusehen. Grundrichtung und Ziel des Aufbaus von
SpezialkapazitÃ¤ten der Denkmalpflege seien eindeutig bestimmt durch die
BeschlÃ¼sse des VIII. und IX. Parteitages von 1971 und 1976. Baubetriebe in der
DDR seien in Form von Wohnungs- und Gesellschaftsbaubetrieben und
Industriebaubetrieben vorhanden gewesen. Baubilanzen fÃ¼r Gesellschaftsbauten,
so auch fÃ¼r Kulturbauten, habe das Ministerium fÃ¼r Kultur der DDR zugeteilt.
FÃ¼r denkmalgeschÃ¼tzte Bauten hÃ¤tten die so genannten Bau-kombinate der
DDR nicht die erforderlichen Betriebsstrukturen und Gewerke besessen. Der VEB D
â�¦ L â�¦sei bei vielen Bauvorhaben der Stadt Leipzig Hauptauftrag-nehmer
gewesen. Er habe seine Planungs- und AusfÃ¼hrungsauftrÃ¤ge vom Rat der Stadt
Leipzig (Ratsbereich Kultur und Hauptauftraggeber Wohnungs- und
Gesellschaftsbau) sowie von Investitionsauftraggebern aller Bereiche der
Volkswirtschaft erhalten. Aufgrund der akuten Gefahren fÃ¼r die vorhandene
Altbau- und Denkmalsubstanz der DDR, wegen der einseitigen Ausrichtung des
Ministeriums fÃ¼r Bauwesen der DDR auf den Neubau, sei im Interesse der
notwendigen Zusammenarbeit zwischen den Instituten fÃ¼r Denkmalpflege der
DDR als wissenschaftlichen Fachorganen â�� welche dem Ministerium fÃ¼r Kultur
unter-stellt waren â�� und den Baubetrieben â��VEB D â�¦â�� die Unterstellung der
VEB Denkmalpflege dem GeschÃ¤ftsbereich Kultur erfolgt. Dieses
UnterstellungsverhÃ¤ltnis sei fÃ¼r die prÃ¤gende Ausrichtung des VEB
Denkmalpflege ohne Bedeutung gewesen, da er neben den Denkmalpflegeobjekten
auch Abbruch- und Neubauvorhaben realisiert habe. Der VEB D â�¦ L â�¦ sei nach
DDR-Recht ein juristisch selbstÃ¤ndiger Betrieb gewesen. Die Hauptaufgabe habe in
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der kompletten Restaurierung und Rekonstruktion sowie auch Neubau von
GebÃ¤uden bestanden, die Wohnzwecken, Verwaltungen und Bau-ten des
Ã¶ffentlichen Rechts dienten. Hierzu hÃ¤tten die Bauhauptgewerke Maurer, Putzer,
Zimmerer, Plattenleger und Steinmetze, GerÃ¼stbauer und die Baunebengewerke
Bautisch-ler, Maler und Stuckateur gehÃ¶rt. Hieraus ergebe sich hinreichend, dass
der VEB D â�¦ in seiner prÃ¤genden TÃ¤tigkeit ein Baubetrieb gewesen sei. Die
KlÃ¤gerin nimmt insoweit Bezug auf verschiedene Beschlussvorlagen des Rates der
Stadt Leipzig vom 03.07.1987 und 09.12.1987. Der TÃ¤tigkeitsbereich des VEB D
â�¦ L â�¦ ergebe sich auch aus dem Ã�berleitungsvertrag der KlÃ¤gerin vom
15.12.1980, mit dem sie vom VE Kombinat fÃ¼r B â�¦ und R â�¦ L â�¦ zum VEB D
â�¦ L â�¦ gewechselt sei. Danach habe der Aufgabenbereich die Instandset-zung,
Rekonstruktion, Restaurierung und gesellschaftliche Nutzung von BaudenkmÃ¤lern
und Denkmalschutzgebieten umfasst. Die KlÃ¤gerin hÃ¤tte gemeinsam mit
Spezialisten der Denkmalpflege denkmalpflegerische und bautechnische
GÃ¼tekontrollen durchzufÃ¼hren sowie als beratender und fachlich anleitender
Partner des Spezialhandwerkes mitzuwirken gehabt. Der VEB D â�¦ habe eigene
WerkstÃ¤tten und Produktionsbereiche, verteilt im Stadtgebiet Leipzig, unterhalten.
Die KlÃ¤gerin legt in dem Zusammenhang auch eine Liste von Objekten vor, wo der
VEB D â�¦ L â�¦ bei der Restaurierung und Sanierung tÃ¤tig gewesen ist; auf die
Liste (Bl. 60 ff. LSG-Akte) wird Bezug genommen. Die KlÃ¤gerin hat ferner
Beschlussvorlagen des Rates der Stadt Leipzig vom Juli und Dezember 1987
vorgelegt sowie den Ã�berleitungsvertrag von Dezember 1980 mit Funktionsplan.
Auf die Unterlagen (Bl. 64 ff. LSG-Akte) wird Bezug genommen.

Das SÃ¤chsische Landessozialgericht hat mit Urteil vom 03. September 2003 die
Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Anspruchsgrundlage fÃ¼r das Begehren der KlÃ¤gerin
kÃ¶nne nur Â§ 8 Abs. 1 AAÃ�G sein. Diese Vorschrift wie auch das AAÃ�G insgesamt
sei nach seinem Â§ 1 AAÃ�G auf die KlÃ¤gerin allerdings bereits nicht anwendbar,
weil die KlÃ¤gerin zum 01.08.1991 (In-Kraft-Treten des Gesetzes) keinen Anspruch
und keine Anwartschaft auf Grund der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystem
im Beitrittsgebiet erworben habe. Die fÃ¼r den vorliegenden Fall relevanten
Vorschriften der Zusatzversorgung der techni-schen Intelligenz ergÃ¤ben sich aus
den Texten â��Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersver-sorgung der
technischen Intelligenz in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrie-
benâ�� vom 17.08.1950 und der hierzu erlassenen Zweiten
DurchfÃ¼hrungsbestimmung vom 24.05.1951. Die KlÃ¤gerin sei zwar durch ihre
berufliche Ausbildung berechtigt gewesen, den Titel eines Diplom-Ingenieurs zu
fÃ¼hren, sodass sie insoweit an sich zum berechtigten Personenkreis nach der
Versorgungsordnung der technischen Intelligenz zu zÃ¤hlen sei. Der streitige
BeschÃ¤ftigungszeitraum vom 01.01.1981 bis 30.06.1990 kÃ¶nne jedoch nur dann
als ZugehÃ¶rigkeitszeit im Sinne von Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G gelten, wenn die TÃ¤tigkeit
in einem volkseigenen Produktionsbetrieb der Industrie oder des Bauwesens oder
einem gleichge-stellten Betrieb verrichtet worden sei. Dies sei hier zu verneinen.
Der BeschÃ¤ftigungsbe-trieb der KlÃ¤gerin, der VEB D â�¦ L â�¦ sei nicht im
industriellen oder bautechni-schen Produktionssektor der Planwirtschaft der DDR
organisatorisch zugeordnet gewesen. Hauptzweck des Betriebes sei nicht die
industrielle Fertigung, Fabrikation, Herstellung bzw. Produktion von SachgÃ¼tern
gewesen. Die Zuordnung zum Rat der Stadt Leipzig â�� Kultur â�� bzw. dem
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Ministerium fÃ¼r Kultur ergebe sich nicht nur aus dem Registerauszug der
volkseigenen Wirtschaft vom 08.12.1977 sondern auch aus der VerfÃ¼gung des
Ministe-riums fÃ¼r Kultur vom 14.04.1977 Nr. 8, die das Statut der
â��Produktionsleitung Denkmal-pflegeâ�� betroffen habe. GemÃ¤Ã� Â§ 1 der
VerfÃ¼gung sei die â��Produktionsleitung Denkmal-pflegeâ�� das
wirtschaftsleitende Organ des VEB D.- â�¦ im Verantwortungsbereich des
Ministeriums fÃ¼r Kultur gewesen. Der â��Produktionsleitung Denkmalpflegeâ��
sei der VEB D â�¦ unterstellt worden. Durch diese Unterstellung habe der VEB D â�¦
L â�¦ nicht zum Ministerium Bauwesen oder zu einem der 8 Industrieministerien
gehÃ¶rt. Da nach dem Vortrag der KlÃ¤gerin der VEB D â�¦ L â�¦ auch Aufgaben im
Bereich von modernen Abbruch- und Neubauvorhaben erfasst habe, habe er eine
Zwi-schenstellung eingenommen. Es komme deshalb entscheidend darauf an,
welchem staatli-chen Leitungsorgan der BeschÃ¤ftigungsbetrieb unterstellt
gewesen sei.

Die KlÃ¤gerin hat die vom Landessozialgericht zugelassene Revision eingelegt. Es
sei rechtsfehlerhaft, als entscheidendes Kriterium auf das UnterstellungsverhÃ¤ltnis
abzustellen. Der VEB D â�¦ L â�¦sei im Wesentlichen in Leipzig im Rahmen der
Verwirkli-chung des stÃ¤dtischen Wohnungsbauprogramms tÃ¤tig geworden.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem BSG hat sich sodann herausgestellt, dass
die KlÃ¤-gerin von 1971 bis 1974 in die zusÃ¤tzliche Altersversorgung fÃ¼r
Mitarbeiter des Staatsap-parates einbezogen gewesen sei und dass die Beklagte
dies bereits einmal durch einen Be-scheid vom 16.05.1994 festgestellt hat; diese
Unterlagen waren inzwischen jedoch vernich-tet worden und dem BSG wie auch
schon den Vorinstanzen nicht mit den gesamten Ver-waltungsvorgÃ¤ngen des
VersorgungstrÃ¤gers zur VerfÃ¼gung gestellt worden. Die Beteiligten haben
sodann auf Anregung des Bundessozialgerichts durch angenommenes Anerkenntnis
geregelt, dass der KlÃ¤gerin zum 01.08.1991 eine fiktive Versorgungsberechtigung
nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G zusteht.

Das Bundessozialgericht hat mit Urteil vom 06.05.2004 das Urteil des SÃ¤chsischen
Lan-dessozialgerichts vom 03.09.2003 aufgehoben und den Rechtsstreit zur
erneuten Verhand-lung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurÃ¼ckverwiesen. Das Bundessozialge-richt kÃ¶nne auf Grund der vom
Landessozialgericht getroffenen Feststellungen nicht ab-schlieÃ�end entscheiden,
ob die KlÃ¤gerin nach den Â§Â§ 8, 5 AAÃ�G vom beklagten TrÃ¤ger beanspruchen
kÃ¶nne, wegen ihrer BeschÃ¤ftigung beim VEB D â�¦ L â�¦ auch die streitigen
ZeitrÃ¤ume als ZugehÃ¶rigkeitszeiten im Sinne von Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G festgestellt
zu erhalten. Zwar sei die KlÃ¤gerin Ingenieurin und mit qualitativ entsprechenden
Aufgaben betraut gewesen. Es kÃ¶nne aber nach den AusfÃ¼hrungen des
Landessozialgerichts die Fra-ge noch nicht beantwortet werden, welche Aufgaben
gerade dem VEB D â�¦ L â�¦ im streitigen Zeitraum jeweils das GeprÃ¤ge gegeben
hÃ¤tten, welchen Hauptzweck er im jeweiligen Kalenderjahr tatsÃ¤chlich verfolgt
habe. Es sei daher zu prÃ¼fen, welchen Haupt-zweck der VEB D â�¦ L â�¦ von 1981
bis Juni 1990 tatsÃ¤chlich verfolgt habe. Hier-fÃ¼r kÃ¶nnen die von der KlÃ¤gerin
angesprochenen Beweismittel zu den tatsÃ¤chlich erfÃ¼llten Aufgaben, die
Statuten des VEB D â�¦ L â�¦, GeschÃ¤ftsunterlagen etc. ausschlag-gebend werden.
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Auch kÃ¶nne es fÃ¼r die BeweiswÃ¼rdigung fÃ¼r die Frage der Zuordnung zum
Wirtschaftbereich ankommen.

Das Landessozialgericht hat daraufhin die Registerunterlagen des VEB D â�¦ L â�¦
beigezogen (Betriebs-Nr â�¦) sowie das Statut des VEB D â�¦L â�¦ Nach Â§ 2 Abs. 1
des Statuts war der Betrieb Hauptauftragnehmer fÃ¼r die Projektierung und Produk-
tionsdurchfÃ¼hrung fÃ¼r Instandsetzung von Objekten der Denkmalpflege,
Restaurierung von Objekten der Denkmalpflege, Rekonstruktion von Objekten der
Denkmalpflege sowie der Errichtung und Produktion von Denkmalen. Nach Â§ 2 Abs.
2 des Statutes bereitete der Be-trieb als besondere Funktionen und Befugnisse im
Auftrag des Rates der Stadt, Abteilung Kultur, Leistungsentscheidungen in Bezug
auf die Hoheitsaufgaben der Denkmalpflege entsprechend des
Denkmalpflegegesetzes fÃ¼r die Abteilung Kultur vor. Danach war der Betrieb
berechtigt zur Ausarbeitung verbindlicher denkmalpflegerischer Zielstellungen im
Auftrag. Ferner lagen verschiedene Objektlisten nach dem Volkswirtschaftsplan des
Jahres 1988 vor, aus denen sich Auftragsarbeiten des VEB D â�¦ L â�¦ergeben mit
der AufschlÃ¼sselung, ob es sich um ein Denkmalobjekt (D), um eine FortfÃ¼hrung
(FF), um eine denkmalpflegerische Zielstellung (DZ) sowie einen Neubeginn (N)
handelt. Aus die-sem Volkswirtschaftsplan ist zu ersehen, dass bei dort insgesamt
aufgezÃ¤hlten 14 Objekten es sich fast durchgÃ¤ngig um Arbeiten an
Denkmalobjekten bzw. denkmalpflegerische Ziel-stellungen handelt und nur in
einem einzigen Fall ein ausschlieÃ�licher Neubeginn verwirk-licht wurde. In
weiteren beigezogenen Unterlagen zur Objektliste des VEB D â�¦ L â�¦ wurde
nochmals unter der dort laufenden Ziffer 1 die Aufgabenstellung des VEB D â�¦ L
â�¦ bestÃ¤tigt, dass dieser auf der Grundlage des Denkmalpflege-gesetzes
Rekonstruktion, Restaurierung, Reinigung, Sicherung sowie atelier- und werk-
stattmÃ¤Ã�ige Restaurierung von kulturhistorisch wertvoller Bausubstanz und
KleindenkmÃ¤-lern sowie einschlÃ¤gigen KunstgegenstÃ¤nden handwerklich-
kÃ¼nstlerische Leistungen zu erbringen habe. Das VerhÃ¤ltnis der
Denkmalpflegeleistungen zu allgemeinen Bauleistun-gen betrage 70 zu 30. Ferner
ist auch unter II. â��Zielstellung der BetriebsbegrÃ¼ndungâ�� nochmals
ausgefÃ¼hrt, dass der VEB D â�¦ L â�¦ gemÃ¤Ã� GrÃ¼ndungsbeschluss an
denkmalgeschÃ¼tzter und kulturhistorisch wertvoller Bausubstanz sowie an
Objekten der Architektur bezogenen Kunst folgende Arbeitsaufgaben Ã¼bernimmt:
Instandsetzungen; Rekonstruktionen; Restaurierungen; operative Instandsetzungen
(Havarien); planmÃ¤Ã�ige Instandhaltungen; mechanische und hydraulische
Reinigung. Auf die Unterlagen im Ã�bri-gen (Bl. 208 ff. LSG-Akte) wird Bezug
genommen.

Die KlÃ¤gerin hat hierzu ausgefÃ¼hrt, dass aus den Unterlagen zur
BetriebsgrÃ¼ndung zwei-felsfrei hervorgehe, dass der VEB D â�¦ L â�¦ zur
Entwicklung eigener spe-zifischer ProduktionskapazitÃ¤t zur Bewahrung
denkmalgeschÃ¼tzter und kulturhistorisch wertvoller Bausubstanz sowie an
Objekten der Architektur bezogenen Kunst gegrÃ¼ndet worden sei. Die
beigezogenen Unterlagen bestÃ¤tigten nochmals, dass es sich bei dem VEB D â�¦L
â�¦ um einen normalen Baubetrieb gehandelt habe.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 02.10.2002 aufzuheben und die Beklagte
unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 30.10.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbe-scheides vom 07.02.2001 in der Fassung des Bescheides vom
29.05.2002 in der Fas-sung des Anerkenntnisses vom 06.05.2004 zu verurteilen,
den Zeitraum vom 01.01.1983 bis 30.06.1990 als weitere Zeit der ZugehÃ¶rigkeit
zum Zusatzversorgungs-system der technischen Intelligenz (Anlage 1 Nr. 1 zum
AAÃ�G) sowie die in diesem Zeitraum tatsÃ¤chlich erzielten Entgelte festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Entscheidendes Kriterium
sei nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, welchem staatlichen
Leitungsorgan der Be-schÃ¤ftigungsbetrieb unterstellt gewesen sei. Die
Denkmalpflegebetriebe der DDR seien entweder der Produktionsleitung
Denkmalpflege unterstellt gewesen oder dem staatlichen Leitungsorgan dem
Ministerium fÃ¼r Kultur oder dem Ã¶rtlichem Staatsorgan (Rat der Stadt), Abteilung
Kultur. Daher stelle der VEB D â�¦ L â�¦ keinen Baubetrieb im Sinne der
Versorgungsordnung dar. Die Beklagte legte in diesem Zusammenhang
verschiedene Un-terlagen zu den Denkmalpflegebetrieben der DDR vor. Hieraus ist
u.a. ersichtlich, dass der VEB D â�¦ L â�¦dem Rat der Stadt L â�¦ â�� Kultur â�� als
zustÃ¤ndigem Staats-organ unterstellt war; ferner ergibt sich aus dem Antrag auf
Eintragung in das Register der volkseigenen Wirtschaft fÃ¼r den VEB D â�¦ L â�¦
vom 08.12.1977, dass das zentrale Staatsorgan das Ministerium fÃ¼r Kultur
gewesen ist. Ferner fÃ¼hrt die Beklagte unter Bezugnahme auf das Urteil des
Bundessozialgerichts vom 08.06.2004 (B 4 RA 57/03 R) aus, das Profil bestimmend
fÃ¼r den Arbeitgeber der KlÃ¤gerin nicht die von der Recht-sprechung geforderte
Massenproduktion von Bauwerken sei. Dies sei jedoch das Erforder-nis, damit ein
Betrieb als Produktionsbetrieb des Bauwesens anerkannt werden kÃ¶nne.

Dem Senat lagen ferner AuszÃ¼ge aus der Systematik der Volkswirtschaftszweige
der DDR vor, wonach der BeschÃ¤ftigungsbetrieb der KlÃ¤gerin in den Jahren 1981
bis 1985 die Kennziffer 83390 (Ã¼brige Einrichtungen der Kultur und Kunst) sowie
in den Jahren 1986 bis 1989 die Kennziffer 83345 (denkmalpflegerische
SpezialkapazitÃ¤ten VEB D â�¦) gehabt hat.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf die
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und die Verwaltungsakte der Beklagten
Bezug genommen, die vorla-gen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, in der Sache aber nicht begrÃ¼ndet. Mit Recht hat das
Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der Bescheid vom 30.10.2000 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 07.02.2001 in der Fassung des Bescheides vom
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29.05.2002 ist rechtmÃ¤Ã�ig und ver-letzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§
54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Die KlÃ¤gerin hat kei-nen Anspruch, die Zeit vom 01.01.1981
bis 30.06.1990 als weitere Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zum Zusatzversorgungssystem
der technischen Intelligenz (AVItech) festgestellt zu erhal-ten.

Die Vorschriften des AAÃ�G finden zwar auf die KlÃ¤gerin Anwendung (Â§ 1 AAÃ�G).
Dies ergibt sich aus dem im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Bundessozialgericht am 06.05.2004 von der Beklagten abgegebenen und
angenommenen Anerkenntnis. Die Beteiligten haben durch den prozessrechtlichen
(Â§ 101 Abs. 2 SGG) und verwaltungs-rechtlichen Vertrag (Â§Â§ 53 Abs. 1, 56, 58
SGB X) des angenommenen Anerkenntnisses, der durch zwei aufeinander bezogene
und inhaltlich Ã¼bereinstimmende prozess- und mate-riell-rechtliche ErklÃ¤rung
abgeschlossen wurde, verfÃ¼gend geregelt, dass die KlÃ¤gerin zum 01.08.1991 im
Sinne von Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G fiktiv versorgungsberechtigt gewesen ist. Die
erkennenden Gerichte sind an diese formwirksam geschlossene vertragliche Rege-
lung, die Doppelnatur hat, gebunden. Prozessrechtlich ist dadurch der Streit um den
An-spruch auf die Feststellung einer fiktiven Versorgungsberechtigung und der
daraus folgen-den Einbeziehungen in den persÃ¶nlichen Geltungsbereich des
AAÃ�G nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G, der ein eigenstÃ¤ndiger und fÃ¼r das
Begehren auf Feststellung von Daten nach den Â§Â§ 5 bis 8 AAÃ�G vorgreiflicher
Anspruch ist, in der Hauptsache erledigt (Â§ 101 Abs. 1 SGG). Materiell-rechtlich
steht somit fest, dass eine fiktive Versorgungsberechtigung der KlÃ¤gerin besteht,
so dass nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G die Â§Â§ 5 bis 8 AAÃ�G auf die KlÃ¤-gerin
anwendbar sind (BSG, Urteil vom 06.05.2004 â�� B 4 RA 52/03 R). Die KlÃ¤gerin hat
jedoch im hier streitigen Zeitraum vom 01.01.1981 bis 30.06.1990 keine â��Zeit
der ZugehÃ¶-rigkeit in einem Versorgungssystemâ�� zurÃ¼ckgelegt und damit
auch keine gleichgestellte Pflichtbeitragszeit im Sinne von Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G
erlangt. Sie hatte in diesem Zeitraum keine BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt, wegen der
ihrer Art nach eine zusÃ¤tzliche Altersversorgung in einem System vorgesehen war,
dass in Anlage 1 und 2 zum AAÃ�G aufgelistet war.

MaÃ�stabsnorm ist somit Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 AAÃ�G. Diese Norm ordnet die
Gleichstellung von Zeiten mit Pflichtbeitragszeiten der Rentenversicherung
(â��gelten alsâ��) an, in denen der (zum 01.08.1991)
â��Versorgungsberechtigtenâ�� eine entgeltliche BeschÃ¤ftigung zu irgend einem
Zeitpunkt (notwendig vor dem 01.07.1990) ausgeÃ¼bt hat, derentwegen ihrer Art
nach eine zusÃ¤tzliche Altersversorgung in einem System vorgesehen war, das in
den Anla-gen 1 und 2 zum AAÃ�G aufgelistet ist (vgl. dazu: BSG SozR 3-8570 Â§ 5
Nr. 3). Ob die Tatbestandsvoraussetzungen fÃ¼r diese Gleichstellung mit
rentenrechtlichen Pflichtbeitrags-zeiten erfÃ¼llt sind, hÃ¤ngt somit davon ab, ob (1)
der Betroffene eine â��BeschÃ¤ftigungâ�� aus-geÃ¼bt hat, die (2)
â��entgeltlichâ�� und (3) ihrer Art nach von einem Versorgungssystem erfasst war.

Die letztgenannte Voraussetzung beurteilt sich nach den versorgungsrechtlichen
Bestim-mungen, die â�� und soweit sie â�� partielles Bundesrecht geworden waren.
Der Regelungsge-halt des Â§ 5 AAÃ�G ist (anders als derjenige des Â§ 1 Abs. 1
AAÃ�G) ausschlieÃ�lich nach objektiven Auslegungskriterien des Bundesrechts
unter Beachtung des Gleichheitssatzes zu ermitteln, wobei die jeweiligen
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Versorgungsordnungen i.V.m. den DurchfÃ¼hrungsbestim-mungen sowie sonstigen,
diese ergÃ¤nzenden bzw. ausfÃ¼llenden abstrakt-generellen Rege-lungen lediglich
faktische AnknÃ¼pfungspunkte dafÃ¼r sind, ob in der DDR eine BeschÃ¤fti-gung
ihrer Art nach von einem Versorgungssystem erfasst war. Auf die Auslegung der
Versorgungsordnung durch die Staatsorgane der DDR und deren Verwaltungspraxis
kommt es nicht an.

Die Frage, welche abstrakt generellen Voraussetzungen fÃ¼r eine â��Zeit der
ZugehÃ¶rigkeitâ�� zur AVItech vorliegen mÃ¼ssen, hat das BSG geklÃ¤rt
(stÃ¤ndige Rechtsprechung; vgl. u.a. BSG SozR 3-8570 Â§ 5 Nr. 6 m.w.N.).
Ausgehend von diesen Kriterien hat die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum keine
â��Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystemâ�� und damit auch keine
gleichgestellte Pflichtbeitragszeiten im Sinne von Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G erlangt. Denn
sie hat in der Zeit vom 01.01.1981 bis 30.06.1990 keine BeschÃ¤ftigung bei einem
Arbeitgeber ausgeÃ¼bt, wegen der ihrer Art nach eine zusÃ¤tzliche
Altersversorgung in einem System vorgesehen war.

Eine â��Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Versorgungssystemâ�� nach dem allein
in Betracht kommenden Versorgungssystem der AVItech wÃ¼rde nach den Â§Â§ 1,
5 der VO-AVItech vom 17.08.1950 (GBl. S. 844) i.V.m. Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2
der 2. DB vom 24.05.1951 (GBl. S. 487) nur dann vorliegen, wenn die KlÃ¤gerin 1.
die Berechtigung hatte, eine bestimmte Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren
(persÃ¶nliche Voraussetzung) und 2. eine ent-sprechende TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt
hat (sachliche Voraussetzung), und zwar 3. in einem volks-eigenen
Produktionsbetrieb im Bereich der Industrie oder des Bauwesens (Â§ 1 Abs. 1 der 2.
DB) oder in einem durch Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB gleichgestellten Betrieb (betriebliche
Vor-aussetzung)

Die KlÃ¤gerin war zwar durch ihre berufliche Ausbildung berechtigt, den Titel eines
Dip-lom-Ingenieurs zu fÃ¼hren, sodass sie â�� ausgehend von dieser beruflichen
Qualifikation â�� grundsÃ¤tzlich in das Versorgungssystem der technischen
Intelligenz gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 1 der 2. DB hÃ¤tte aufgenommen werden kÃ¶nnen.
Denn Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 der 2. DB bestimmte, dass als AngehÃ¶rige der technischen
Intelligenz im Sinne des Â§ 1 der VO-AVItech Ingeni-eure, Konstrukteure,
Architekten und Techniker aller Spezialgebiete wie Ingenieure und Techniker des
Bergbaus, der Metallurgie, des Maschinenbaus, der Elektrotechnik, der
Feinmechanik und Optik, der Chemie, des Bauwesens und Statiker galten; ferner
gehÃ¶rten hierzu Werkdirektoren und Lehrer technischer FÃ¤cher an den Fach- und
Hochschulen (Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 der 2. DB).

Der streitige BeschÃ¤ftigungszeitraum vom 01.01.1981 bis 30.06.1990 kÃ¶nnte
jedoch nur dann als ZugehÃ¶rigkeitszeit i.S. des Â§ 5 Abs. 1 AAÃ�G nach der hier in
Betracht kommen-den AVItech anzusehen sein, wenn die BeschÃ¤ftigung bei einem
volkseigenen Produkti-onsbetrieb oder bei einem nach Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB
gleichgestellten Betriebe verrichtet worden wÃ¤re. Dies ist vorliegend zu verneinen.
Der BeschÃ¤ftigungsbetrieb der KlÃ¤gerin, der VEB D â�¦ L â�¦, war kein
volkseigener Produktionsbetrieb i.S. von Â§ 1 der VO-AVItech i.V.m. Â§ 1 Abs. 1 Satz
1 der 2. DB.
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Der Ausdruck â��Betriebâ�� lÃ¤sst erkennen, dass es sich um eine
Organisationsform handeln musste, die im Wirtschaftsrecht der DDR unter den
Oberbegriff â��Wirtschaftseinheitâ�� viel. Als Wirtschaftseinheiten verstand man in
der DDR solche â��Organisationsformen der sozia-listischen Volkswirtschaften, die
geschaffen wurden, um als warenproduzierende Glieder der gesellschaftlichen
Arbeitsteilung und Kollektive sozialistischer WerktÃ¤tiger wirtschaft-liche
Leistungen zu erbringen, und die zu diesem Zweck auch Ã¼ber entsprechende Lei-
tungsbefugnisse verfÃ¼genâ�� (vgl. Autorenkollektiv unter Leitung von Heuer,
Wirtschafts-recht, Staatsverlag der DDR, Berlin 1985, S. 65 und 75; BSG, Urteil vom
09.04.2002 â�� B 4 RA 41/01 R -). Soweit von â��warenproduzierendenâ�� Gliedern
gesprochen wird, kann davon ausgegangen werden, dass der Ausdruck â��Wareâ��
nicht nur im Sinne von SachgÃ¼tern zu verstehen ist, sondern sowohl materielle als
auch immaterielle GÃ¼ter umschreibt, da ansonsten Dienstleistungsbetriebe keine
Betriebe im Sinne des DDR-Rechts gewesen wÃ¤-ren. Bezogen auf den Betrieb
erfasste der Ausdruck â��Warenproduktionâ�� in der DDR letzt-lich jede Form von
wirtschaftlicher TÃ¤tigkeit (BSG, a. a. O.). Trotz systembedingter Ab-weichungen
entspricht diese Bedeutung des Ausdrucks â��Betriebâ�� weitgehend dem markt-
wirtschaftlichen VerstÃ¤ndnis; danach ist der Betrieb die organisatorische Einheit
von per-sÃ¶nlichen, sÃ¤chlichen und materiellen Mitteln zur fortgesetzten
Verfolgung eines â��techni-schenâ�� Zwecks. Ausgehend vom staatlichen
Sprachgebrauch der DDR hat der Ausdruck â��Betriebâ�� im Rahmen des
Versorgungsrechts nur die Bedeutung, dass er wirtschaftsleiten-de Organe
ausschlieÃ�t (deswegen deren Gleichstellung in Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB; vgl. BSG, a.
a. O.).

Eine weitere Eingrenzung erfolgt durch das Merkmal â��volkseigenâ��. Dadurch
beschrÃ¤nkt sich der Anwendungsbereich der AVItech auf Betriebe, die auf der
Basis des gesamtgesell-schaftlichen Volkseigentums gearbeitet haben, der
wichtigsten Erscheinungsform des sozi-alistischen Eigentums (vgl. BSG, Urteil vom
09.04.2002 â�� B 4 RA 3/02 R -). Ausgeschlos-sen waren damit nicht nur Betriebe,
die auf der Grundlage von Privateigentum wirtschafte-ten, sondern auch solche,
fÃ¼r die die beiden anderen Formen des sozialistischen Eigentums kennzeichnend
waren, nÃ¤mlich das genossenschaftliche Gemeineigentum und das Eigen-tum
gesellschaftlicher Organisationen der BÃ¼rger (vgl. BSG, Urteil vom 09.04.2002 â��
B 4 RA 41/01 R -).

SchlieÃ�lich erfolgte eine weitere Begrenzung auf (volkseigene)
â��Produktionsbetriebeâ�� (der Industrie und des Bauwesens). Die MaÃ�geblichkeit
des Merkmals â��Produktionsbetriebâ�� folgt unmittelbar aus Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB.
Dass es dabei auf Produktionsbetriebe nur der â��Industrieâ�� und des
â��Bauwesensâ�� ankommt, ergibt sich mit Blick auf die Produktionsbe-triebe der
Industrie u. a. schon aus der Einbeziehung des Ministeriums fÃ¼r Industrie in Â§ 5
der VO-AVItech und fÃ¼r die Produktionsbetriebe des Bauwesens aus der
sprachlichen und sachlichen GegenÃ¼berstellung von â��Produktionsbetrieben der
Industrie und des Bauwe-sensâ�� einerseits und allen anderen â��volkseigenen
Betriebenâ�� andererseits, welche die DDR spÃ¤testens ab den 60er-Jahren und
jedenfalls am 30.06.1990 in ihren einschlÃ¤gigen Geset-zestexten vorgenommen
hatte (vgl. BSG, a. a. O.).
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Aus Â§ 5 der VO-AVItech wie auch aus Â§ 1 der 1. DB ergeben sich zwei
Forderungen fÃ¼r die Bedeutung des Wortes â��volkseigener
Produktionsbetriebâ�� in Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB: es muss sich bei dem betroffenen
Betrieb erstens um einen VEB handeln, der organisatorisch dem industriellen
Produktionssektor der DDR-Planwirtschaft zugeordnet war; ferner muss zweitens
der verfolgte Hauptzweck des VEB auf die industrielle Fertigung, Fabrikation,
Herstellung bzw. Produktion von SachgÃ¼tern ausgerichtet gewesen sein. Dem
betrieblichen Anwendungsbereich der AVItech unterlagen als
â��Produktionsbetriebeâ�� somit nur VEB der Industrie, d.h. solche VEB, die als
Hauptzweck industrielle Fertigung von SachgÃ¼tern be-trieben (vgl. BSG, a. a. O.).
Gleiches gilt fÃ¼r einen volkseigenen Produktionsbetrieb im Bauwesen. Industrie
und Bauwesen waren in der DDR die â��fÃ¼hrendenâ�� Produktionsberei-che (vgl.
BSG, a. a. O., m. w. N.). Auf ihre Unterscheidung von den â��anderen Bereichen der
Volkswirtschaftâ�� wurde auch in den Regelungen zu den VEB, Kombinaten und
VVB Wert gelegt (z. B. Â§ 16 der â��Verordnung Ã¼ber die Bildung und
Rechtsstellung von Kombi-natenâ�� vom 18.10.1968, GBl. II Nr. 121 S. 963; Â§ 2 der
Kombinatsverordnung 1973 und Â§ 41 Abs. 1 der Kombinatsverordnung 1979). Dort
werden ausdrÃ¼cklich die VEB in den Sektoren Industrie und Bauwesen, den
Sektoren Handel, Dienstleistungen, Landwirtschaft sowie allen anderen Bereichen
der Volkswirtschaft gegenÃ¼berbestellt. Auch nach dem Sprachgebrauch der DDR
waren daher volkseigene Produktionsbetriebe nur solche dieser beiden
Wirtschaftsbranchen Industrie und Bauwesen. Hieraus folgt somit, dass es auch
fÃ¼r die Bejahung eines volkseigenen Produktionsbetriebes des Bauwesens im
Sinne der 2. DB erforderlich ist, dass der Betrieb als seinen Hauptzweck
BautÃ¤tigkeiten ausfÃ¼hrte, und zwar in der Form von Massenproduktion von
Bauwerken (BSG, Urteil vom 08.06.2004 â�� B 4 RA 57/03 R -).

Bei Anlegung dieser MaÃ�stÃ¤be erfolgte die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin beim VEB D
â�¦ L â�¦ jedoch gerade nicht in einem volkeigenen Produktionsbetrieb der Industrie
oder insbesondere des Bauwesens im vorgenannten Sinne. Dies ergibt sich zur
Ã�berzeugung des Senats aus den beigezogenen Registerunterlagen, dem Statut
des VEB D â�¦ L â�¦ sowie den vorliegenden Objektlisten. Nach Â§ 2 Abs. 1 des
Statutes war der Betrieb Hauptauftragnehmer fÃ¼r die Projektierung und
ProjektierungsdurchfÃ¼hrung fÃ¼r Instandsetzungen von Objekten der
Denkmalpflege, Restaurierung von Objekten der Denkmalpflege, Rekonstruktion
von Objekten der Denk-malpflege sowie Errichtung und Produktion von Denkmalen.
Als besondere Funktion und Befugnis des Betriebes waren dem VEB D â�¦ L â�¦
nach Â§ 2 Abs. 2 des Statu-tes die Vorbereitungen von Leistungsentscheidungen im
Auftrag des Rates der Stadt, Ab-teilung Kultur, im Bezug auf die Hoheitsaufgaben
der Denkmalpflege entsprechend des Denkmalpflegegesetzes fÃ¼r die Abteilung
Kultur Ã¼bertragen und die Berechtigung zur Ausarbeitung verbindlicher
denkmalpflegerischer Zielstellungen im Auftrag. Aus Â§ 2 Abs. 3 des Statutes ergibt
sich insbesondere, dass zur Wahrnehmung dieser Aufgaben im Betrieb die Gewerke
vorhanden waren, die speziell fÃ¼r denkmalpflegerische Aufgaben erforderlich sind,
nÃ¤mlich etwa Steinmetze und Steinbildhauer, Natursteinmontage, Ver-golder und
Stuckateure. Auch ergibt sich â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� aus der beigezogenen
Objekt-liste nach dem Volkswirtschaftsplan 1988, dass bei den dort aufgefÃ¼hrten
15 Objekten nur in einem einzigen Fall es sich um einen ausschlieÃ�lichen Neubau
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gehandelt hat (Hotel am Ring), im Ã�brigen es sich aber um
Kombinationsleistungen im Bereich der Denkmalobjek-te, der FortfÃ¼hrung und
denkmalpflegerischer Zielstellungen gehandelt hat. Soweit im Rahmen der
Denkmalpflege Neubauten errichtet worden sind, hat auch insoweit die Beachtung
denkmalpflegerischer Aspekte im Vordergrund gestanden. Auch ergibt sich aus den
Anlagen zu den Objektlisten aus Ziffer 1, dass das VerhÃ¤ltnis der
Denkmalpflegeleis-tungen zu allgemeinen Bauleistungen 70 zu 30 betrug und dass
die Zielstellung der Be-triebsbegrÃ¼ndung war, dass der VEB D â�¦ L â�¦ gemÃ¤Ã�
dem GrÃ¼ndungsbe-schluss an denkmalgeschÃ¼tzter kulturhistorisch wertvoller
Bausubstanz sowie an Objekten der Architektur bezogenen Kunst folgende
Arbeitsaufgaben Ã¼bernehmen sollte: Instandset-zungen, Rekonstruktionen,
Restaurierungen, operative Instandsetzungen (Havarien), plan-mÃ¤Ã�igen
Instandhaltungen sowie mechanische und hydraulische Reinigung. Auch die von der
KlÃ¤gerin mit Schriftsatz vom 02.04.2003 (Bl. 53 ff LSG-Akte) selbst erstellte Liste
der vom VEB D â�¦ L â�¦ vorgenommen Bauvorhaben bestÃ¤-tigt dies: Die an den
dort benannten Objekten getÃ¤tigten Arbeiten beinhalteten gerade durchgÃ¤ngig
Instandhaltungs- und Restaurationsarbeiten, zumal es sich auch um historisch
bedeutsame Objekte handelte. Im Ã�brigen bestÃ¤tigt auch die beigezogene
â��Beschlussvor-lage Rat der Stadt Leipzigâ�� vom 03.07.1987 (Bl. 64 ff LSG-Akte)
und insbesondere die dort enthaltene â��Baureparaturbilanz 1988â�� (Bl. 80 ff LSG-
Akte), dass der BeschÃ¤ftigungs-betrieb der KlÃ¤gerin zwar (neben weiteren
Baubetrieben bzw. Baueinrichtungen der Stadt) zum Bauaufkommen der Stadt
Leipzig zÃ¤hlte, dass der Schwerpunkt der BetriebstÃ¤tigkeit des VEB D â�¦ L â�¦
gerade aber ausweislich der Anlage 2 (Objektliste VEB D â�¦) in der
Leistungserbringung an denkmalrechtlich relevanten Objekten bestand
(VÃ¶lkerschlachtdenkmal, Gohliser SchlÃ¶sschen, Altes Rathaus, Russische Ge-
dÃ¤chtniskirche, Barthelshof etc.). Auch die Anlage 2a (VEB D â�¦
KapazitÃ¤tseinsatz Steinmetz/Verlegearbeiten) betrifft ganz Ã¼berwiegend
denkmalrechtlich relevante Bauten, was sich auch im Einsatz eines
â��historischenâ�� Gewerks (Steinmetz) widerspiegelt. An-haltspunkte, dass in den
Ã¼brigen streitigen Jahren ein hiervon anderer, den Schwerpunkt bildender
Betriebszweck verfolgt worden ist, sind fÃ¼r den Senat aus den vorliegenden Un-
terlagen nicht ersichtlich und lÃ¤sst sich auch dem Vortrag der KlÃ¤gerin nicht
entnehmen.

In der Zusammenschau dieser Unterlage ergibt sich somit im Gegensatz zur Ansicht
der KlÃ¤gerin, dass es sich bei dem VEB D â�¦L â�¦ gerade nicht um einen â��nor-
malenâ�� Baubetrieb gehandelt hat, dessen Zielsetzung der massenhafte AusstoÃ�
von Neu-bauten gewesen ist, sondern ganz Ã¼berwiegend gerade die
denkmalpflegerische Zielstel-lung in Form von Rekonstruktionen und
Instandhaltungen im Vordergrund gestanden ha-ben. Hieran Ã¤ndert auch der
Vortrag der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nichts; denn ein
volkseigener Produktionsbetrieb des Bauwesens setzt die (Massen-)Produktion von
Bauwerken voraus. Derartige Betriebe standen, was ihre Bedeutung fÃ¼r die
Planwirt-schaft der DDR anbelangt, den anderen von der AVItech erfassten
volkseigenen Produkti-onsbetrieben der Industrie gleich (vgl. BSG, Urteil vom
08.06.2004 â�� B 4 RA 57/03 R -). Nach der AVItech sollte jedoch nur die technische
Intelligenz in solchen Betrieben privile-giert werden, die durch wissenschaftliche
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Forschungsarbeit und die ErfÃ¼llung technischer Aufgaben in den produzierenden
Betrieben einen â��schnelleren, planmÃ¤Ã�igen Aufbauâ�� der DDR ermÃ¶glichen
sollten (vgl. PrÃ¤ambel zur VO-AVItech). Im Hinblick hierauf war auch allein die
BeschÃ¤ftigung in einem Betrieb, der die Massenproduktion im Bereich des Bau-
wesens zum Gegenstand hatte, von besonderer Bedeutung. Denn der
MassenausstoÃ� stan-dardisierter Produkte sollte hohe Produktionsgewinne nach
den Bedingungen der Planwirtschaft ermÃ¶glichen (vgl. BSG SozR 3-8570 Â§ 1 Nr. 6
S 46 f). Dass nur eine derar-tige Massenproduktion im Bereich des Bauwesens und
nicht das Erbringen von Bauleis-tungen jeglicher Art fÃ¼r die DDR von
maÃ�geblicher Bedeutung war, spiegelt sich auch in dem Beschluss Ã¼ber die
Anwendung der GrundsÃ¤tze des neuen Ã¶konomischen Systems der Planung und
Leitung der Volkswirtschaft im Bauwesen vom 14. Juni 1963 (GBl. II S 437) wider.
Dort wurde auf die besondere Bedeutung des Bauwesens nach dem Produktions-
prinzip u.a. unter der ZustÃ¤ndigkeit des Ministeriums fÃ¼r Bauwesen hingewiesen.
Mit der Konzentration der BaukapazitÃ¤ten in groÃ�en Bau- und
Montagekombinaten sollte ein neu-er, selbststÃ¤ndiger Zweig der Volkswirtschaft
geschaffen werden, der die Organisierung und DurchfÃ¼hrung der kompletten
Serienfertigung von gleichartigen Bauwerken zum Ge-genstand hatte. Die Bau- und
Montagekombinate sollten danach u.a. den Bau kompletter Produktionsanlagen
einschlieÃ�lich der dazugehÃ¶rigen Wohnkomplexe und Nebenanlagen
durchfÃ¼hren und jeweils die betriebsfertigen Anlagen und schlÃ¼sselfertigen
Bauwerke bei Anwendung der komplexen FlieÃ�fertigung und des kombinierten und
kompakten Bauens Ã¼bergeben. Von wesentlicher Bedeutung war somit das
(Massen-)â��Produktionsprinzipâ�� in der Bauwirtschaft. DemgemÃ¤Ã� wurde in
dem o.g. Beschluss u.a. unterschieden zwischen der von den Bau- und
Montagekombinaten durchzufÃ¼hrenden Erstellung von Bauwerken in
Massenproduktion einerseits und den Baureparaturbetrieben andererseits, die im
We-sentlichen zustÃ¤ndig waren fÃ¼r die Erhaltung der Bausubstanz, die
DurchfÃ¼hrung von Um- und Ausbauten sowie von kleineren Neubauten; sie waren
im Ã�brigen Baudirektionen unterstellt (vgl. BSG, Urteil vom 08.06.2004 â�� B 4 RA
57/03 R -).

Bei Anlegung dieser MaÃ�stÃ¤be ist jedoch festzustellen, dass die fÃ¼r
Wohnzwecke erforder-liche Sanierung von denkmalgeschÃ¼tzten Bauwerken in der
Innenstadt von Leipzig, auch wenn der hierfÃ¼r erforderliche Aufwand im Zweifel
grÃ¶Ã�er war als ein kompletter Neubau, gleichwohl nicht den Vorgaben entsprach,
die nach den obigen AusfÃ¼hrungen fÃ¼r die Be-jahung eines Produktionsbetriebes
der Bauwirtschaft notwendig sind. Denn es handelte sich insoweit gerade nicht um
bauliche MaÃ�nahmen, die der kompletten Serienfertigung zugÃ¤nglich waren mit
dem Ergebnis eines MassenausstoÃ�es von standardisierten Produk-ten. Vielmehr
war es der Natur der Sache nach vielmehr erforderlich, bezogen auf das je-weils
denkmalgeschÃ¼tzte (Wohn-) Objekt individuelle LÃ¶sungen zu finden, die im Ein-
klang mit denkmalpflegerischen Aufgaben und Zielsetzungen standen, was bereits
denklo-gisch einem MassenausstoÃ� von standardisierten (Bau-) Produkten
widerspricht. Auch wenn zur Erreichung der baulichen Zielvorgaben durchaus
standardisierte Produkte zur Verwendung kamen (z.B. in Serie vorgefertigte
Bauelemente wie DeckenstÃ¼tzen etc.), so war aber gerade das Ergebnis selbst
kein standardisiertes Produkt.
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Nach Ã�berzeugung des erkennenden Gerichts ist zudem neben den durch das
Statut dem VEB D â�¦ L â�¦ zugewiesenen Aufgaben, wie sie sich auch aus den
beige-zogenen GeschÃ¤ftsunterlagen (Objektlisten) ergeben, gerade auch die
AnknÃ¼pfung an die Zuordnung des Betriebes in der Systematik der
Volkswirtschaftzweige der DDR ein geeig-netes abstrakt-generelles Kriterium der
Bewertung der HaupttÃ¤tigkeit des BeschÃ¤ftigungs-betriebes der KlÃ¤gerin. Dies
ergibt sich vor allem aus dem Vorwort zur Systematik der Volkswirtschaftszweige
der DDR fÃ¼r das Jahr 1985, die im Bundesarchiv zugÃ¤nglich ist und die belegt,
dass bereits die DDR im Rahmen ihrer Ã¶konomischen Planung und statistischen
Abrechnung eine Ein-teilung der Betriebe nach ihren Hauptaufgaben (ihrer
HaupttÃ¤tigkeit) im System der erwei-terten Reproduktion (und damit nach
Ã¶konomischen Gesichtspunkten) vorgenommen hat. Danach erfolgte die
Zuordnung der selbststÃ¤ndigen wirtschaftlichen Einheiten â�� Betriebe,
Einrichtungen, Organisationen u.a. â�� unabhÃ¤ngig von der Unterstellung unter
ein Staats- oder wirtschaftsleitendes Organ und der sozialÃ¶konomischen Struktur.
Die Systematik der Volkswirtschaftszweige war damit frei von mÃ¶glichen
VerÃ¤nderungen, die durch verwal-tungsmÃ¤Ã�ige Unterstellungen der Betriebe
und Einrichtungen hervorgerufen werden konn-ten. In der Systematik der
Volkswirtschaftszweige wurde die Volkswirtschaft der DDR in 9 Wirtschaftsbereiche
gegliedert: 1 Industrie, 2 Bauwirtschaft, 3 Land- und Forstwirt-schaft, 4 Verkehr,
Post und Fernmeldewesen, 5 Handel, 6 Sonstige Zweige des produzie-renden
Bereichs, 7 Wohnungs- und Kommunalwirtschaft, Vermittlungs-, Werbe-, Bera-
tungs-, u.a. BÃ¼ros, Geld- und Kreditwesen, 8 Wissenschaft, Bildung, Kultur,
Gesundheits- und Sozialwesen und 9 Staatliche Verwaltung, gesellschaftliche
Organisationen. Die Zu-ordnung der selbststÃ¤ndigen wirtschaftlichen Einheiten zu
den Gruppierungen erfolgte ent-sprechend dem Schwerpunkt der Produktion bzw.
Leistung oder dem Hauptzweck der Ein-richtung, wobei jede Einheit nur einer
Gruppierung zugeordnet werden konnte, mithin der Hauptzweck des Betriebes dazu
ermittelt werden musste. Sie wurde von den Dienststellen der Staatlichen
Zentralverwaltung fÃ¼r Statistik in Zusammenarbeit mit den Fachorganen
festgelegt. Eine Ã�nderung der Zuordnung bedurfte der Zustimmung der fÃ¼r den
Wirt-schaftszweig verantwortlichen Fachabteilung der Staatlichen
Zentralverwaltung fÃ¼r Statis-tik und sollte nur dann erfolgen, wenn die
Hauptproduktion des Betriebs grundsÃ¤tzlich umgestellt worden war.

Aus der Sicht des erkennenden Gerichts bildet gerade diese Zuordnung der
einzelnen Be-schÃ¤ftigungsbetriebe im Rahmen der Systematik der
Volkswirtschaftszweige ein wesentli-ches, von subjektiven Elementen freies, aus
dem Wirtschaftssystem der DDR selbst stam-mendes Kriterium zur Beurteilung des
Hauptzwecks eines Betriebes um festzustellen, ob fÃ¼r einen fiktiven
Einbeziehungsanspruch in die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der techni-schen
Intelligenz die nach der vom BSG herausgearbeiteten verfassungskonformen Ausle-
gung erforderliche betriebliche Voraussetzung erfÃ¼llt ist. Soweit danach unter
Heranzie-hung der im Register der volkseigenen Wirtschaft der DDR eingetragenen
Betriebsnummer (94134863) eine Zuordnung des BeschÃ¤ftigungsbetriebes der
KlÃ¤gerin, des VEB D â�¦ L â�¦, zur Wirtschaftsgruppe 83390 (Ã¼brige
Einrichtungen der Kultur und Kunst) beziehungsweise ab 1986 83345
(denkmalpflegerische SpezialkapazitÃ¤ten [VEB D â�¦]) vorgenommen wurde, ist
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diese Herangehensweise nicht zu beanstan-den. Diese Wirtschaftsgruppen sind
gerade nicht dem produzierenden Bereich der Industrie oder des Bauwesens
zugeordnet. Dem BeschÃ¤ftigungsbetrieb der KlÃ¤gerin gab somit nicht â�� wie
vom BSG fÃ¼r einen bundesrechtlichen Anspruch erforderlich â�� die industrielle
Pro-duktion im Sinne des fordistischen Produktionsmodells, das heiÃ�t die
industrielle Ferti-gung, Fabrikation, Herstellung beziehungsweise Produktion von
SachgÃ¼tern beziehungs-weise der massenhafte AusstoÃ� von Bauwerken das
GeprÃ¤ge, sondern denkmalpflegerische Aufgaben in Form von Rekonstruktion und
Instandhaltung bereits vorhandener Bausub-stanz. Soweit der Betrieb auch
Neubauvorhaben unternommen hat, wie sich in der Objekt-liste in einem einzigen
Fall bestÃ¤tigt hat, hatte dies nur untergeordnete Bedeutung fÃ¼r die
BetriebstÃ¤tigkeit. Dies wird nicht zuletzt auch daran deutlich, dass die bei dem
VEB D â�¦ L â�¦ angesiedelten Gewerke einen speziellen Zuschnitt fÃ¼r Res-
taurierung und Instandhaltung hatten, wie es bei einem â��normalenâ��
Baubetrieb nicht erfor-derlich ist.

SchlieÃ�lich spricht als Hilfstatsache gegen eine Zuordnung des VEB D â�¦ L â�¦
zum industriellen Bausektor auch dessen UnterstellungsverhÃ¤ltnis. Aus den
vorgelegten Unterlagen sowohl der Beklagten wie auch der KlÃ¤gerin und auch aus
dem vom Sozialgericht beigezogenen Registerauszug ergibt sich, dass der VEB D
â�¦ L â�¦ dem Rat der Stadt L â�¦ â�� Kultur â�� zugeordnet war. DemgegenÃ¼ber
war der VEB (K) Reparatur Leipzig noch dem Rat der Stadt Leipzig â�� Stadtrat fÃ¼r
Bauwesen â�� un-terstellt. Auch der VE Kombinat fÃ¼r B â�¦ und R â�¦L â�¦war als
Ã¼ber-geordnetes Organ dem Rat der Stadt Leipzig â�� Stadtbauamt â��
unterstellt und somit durchaus einem staatlichen Organ, welches dem industriellen
Produktions- und Bausektor zugeord-net werden konnte. Dies kann
demgegenÃ¼ber beim VEB D â�¦ L â�¦nicht mehr bejaht werden, da insoweit
maÃ�gebliches staatliches Leitungsorgan das Kulturamt des Rates der Stadt Leipzig
war und darÃ¼ber hinaus zentrales Staatsorgan das Ministerium fÃ¼r Kultur war,
wie es sich aus dem Antrag auf Eintragung in das Register der volkseige-nen
Wirtschaft fÃ¼r den VEB D â�¦ L â�¦ vom 08.12.1977 ergibt.

Vor diesem Hintergrund ist dann auch nicht mehr entscheidend, ob tatsÃ¤chlich ein
Unter-stellungsverhÃ¤ltnis des VEB D â�¦L â�¦ zur Produktionsleitung Denkmal-
pflege bestand. Der Senat nimmt insoweit einerseits Bezug auf die VerfÃ¼gung des
Ministe-riums fÃ¼r Kultur vom 14.04.1977 Nr. 8 betreffend das Statut der
Produktionsleitung Denkmalpflege. Danach wurden zur DurchfÃ¼hrung
kulturpolitisch wichtiger Restaurie-rungs- und ErschlieÃ�ungsmaÃ�nahmen, vor
allem an den Denkmalen der zentralen Denk-malliste sowie zur Erhaltung und
FÃ¶rderung traditioneller handwerklicher und kunsthand-werklicher Fertigkeiten
und zur Entwicklung moderner Restaurierungstechniken im Be-reich des
Ministeriums fÃ¼r Kultur SpezialkapazitÃ¤ten als volkseigene Betriebe Denkmal-
pflege aufgebaut. Die â��Produktionsleitung Denkmalpflegeâ�� als
Ã¼bergeordnetes Organ der volkseigenen Betriebe Denkmalpflege war danach im
Rahmen der ihr Ã¼bertragenen Auf-gaben Rechte und Pflichten fÃ¼r die
Restaurierung der Denkmale verantwortlich. GemÃ¤Ã� Â§ 1 der vorgenannten
VerfÃ¼gung war die Produktionsleitung Denkmalpflege das wirt-schaftsleitende
Organ der volkseigenen Betriebe Denkmalpflege im Verantwortungsbe-reich des
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Ministeriums fÃ¼r Kultur. Nach Â§ 1 Abs. 2 der VerfÃ¼gung waren der Produktions-
leitung volkseigene Betriebe Denkmalpflege unterstellt. Nach Â§ 1 Abs. 3 der
VerfÃ¼gung unterstand der Direktor der Produktionsleitung dem Minister fÃ¼r
Kultur und war ihm re-chenschaftspflichtig.

Andererseits wurde mit dem Gesetz zur Erhaltung der Denkmale in der DDR
(Denkmal-pflegegesetz) vom 19. Juni 1975 (GBl. I S 458) die Erhaltung und
ErschlieÃ�ung der Denk-male Bestandteil des â��kulturellen Lebens der
sozialistischen Gesellschaftâ�� und damit als Aufgabe auf dem Gebiet der Kultur
angesehen (vgl. PrÃ¤ambel zum Denkmalpflegegesetz; dazu auch:
Verwaltungsrecht (der DDR), 1. Aufl. 1979, S. 552 ff; Verwaltungsrecht (der DDR), 2.
Aufl. 1988, S. 331 f, 340 ff; vgl. BSG, Urteil vom 18.12.2002 â�� B 4 RA 18/03 R -).
FÃ¼r die Denkmalpflege war dementsprechend als zentrales Staatsorgan der
Minister fÃ¼r Kultur (Â§ 7 Abs. 1 Denkmalpflegegesetz) und als Ã¶rtliches Organ
der Staatsmacht der DDR die RÃ¤te der Bezirke verantwortlich; letzteren oblag vor
allem die DurchfÃ¼hrung der erforderlichen denkmalpflegerischen Arbeiten unter
fachwissenschaftlicher Anleitung (Â§ 8 Abs. 1 und 3 Denkmalpflegegesetz). Diese
Anleitung erfolgte durch das dem Minister fÃ¼r Kultur unterstellte â��Institut fÃ¼r
Denkmalpflegeâ�� (Â§ 7 Abs. 4 Denkmalpflegegesetz). Entsprechend dem in fÃ¼nf
Arbeitsstellen gegliederten â��Institut fÃ¼r Denkmalpflegeâ�� wurden zur
fachgerechten Erledigung der vielfÃ¤ltigen Instandhaltungs-, Instandsetzungs-,
Konser-vierungs- und Restaurierungsaufgaben (vgl. Â§ 2 der
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zum Denkmalpflegegesetz vom 24. September 1976,
GBl. I S 489) fÃ¼nf â��VEB Denkmalpflegeâ�� in Berlin, Dresden, Erfurt, Halle und
Suhl gegrÃ¼ndet (vgl. Herbst/Ranke/Winkler, So funktionierte die DDR, Band 1,
Stichwort â��Institut fÃ¼r Denkmalpflegeâ��). Diese Betriebe hatten die Aufgabe,
durch entsprechende MaÃ�nahmen DenkmÃ¤ler zu erhalten und zu erschlieÃ�en
(Â§ 1 Abs. 1 und Â§ 8 Abs. 1 Denkmalpflegegesetz). Auch nach der normativen
Aufgabenstellung des Betriebes waren demnach vorherrschend und Ã¼berwiegend
denkmalpflegerische MaÃ�nahmen durchzufÃ¼hren, die zum â��kulturellen Leben
der sozialistischen Gesellschaftâ�� und damit zum gesellschaftlichen Bereich
auÃ�erhalb der materiellen Produktion gehÃ¶rten (vgl. BSG, Urteil vom 18.12.2003
â�� B 4 RA 18/03 R -). Zu den oben genannten fÃ¼nf VEB D â�¦ zÃ¤hlte indes der
VEB D â�¦L â�¦ nicht.

Im Ergebnis kann dies aber dahinstehen. Aus der Zusammenschau der vorliegenden
Un-terlagen ergibt sich nÃ¤mlich, dass die fÃ¼r den Bereich Denkmalpflege extra
geschaffenen VEB D â�¦ der ehemaligen DDR letztendlich insgesamt dem
Kultursektor der staatlichen Organe zugeordnet waren, was im vorliegenden Fall
beim VEB D â�¦ L â�¦ dadurch dokumentiert wird, dass unmittelbar zu-stÃ¤ndiges
Staatsorgan der Rat der Stadt Leipzig â�� Kultur â�� war und mittelbares
Staatsorgan (was wiederum der oben genannten VerfÃ¼gung entspricht) das
Ministerium fÃ¼r Kultur. Durch diese Unterstellung gehÃ¶rte der VEB D â�¦ L â�¦
aber gerade nicht zum Ministerium fÃ¼r Bauwesen oder zu einem nach Â§ 5 VO-
AVItech maÃ�geblichen In-dustrieministerium. Hierzu zÃ¤hlten nÃ¤mlich folgende
acht Industrieministerien, wobei fÃ¼r deren Verantwortungsbereiche auf die jeweils
am 09.01.1975 auf Grund eines Beschlusses des Ministerrates vom selben Tag
Ã¼ber ein Rahmenstatut fÃ¼r die Industrieministerien (GBl. 1 Seite 133)
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ergangenen Einzelstatute herangezogen werden kÃ¶nnen, nÃ¤mlich das
Ministerium fÃ¼r Erzbergbau, Metallurgie und Kali (GBl. I Seite 345), das
Ministerium fÃ¼r Kohle und Energie (GBl. I Seite 346), das Ministerium fÃ¼r
chemische Industrie (GBl. I Seite 346), das Ministerium fÃ¼r Leichtindustrie (GBl. I
Seite 347), das Ministerium fÃ¼r Elektrotechnik und Elektronik (GBl. I Seite 347),
das Ministerium fÃ¼r Allgemeinen Ma-schinen-, Landmaschinen- und Fahrzeugbau
(GBl. I Seite 348), das Ministerium fÃ¼r Werk-zeug- und
Verarbeitungsmaschinenbau (GBl. I Seite 349) und das Ministerium fÃ¼r
Schwermaschinen- und Anlagenbau (GBl. I Seite 349; vgl. hierzu BSG, Urteil vom
09.04.2002 â�� B 4 RA 41/01 R -).

Der VEB D â�¦ L â�¦ war auch kein Betrieb, der einem volkseigenen Pro-
duktionsbetrieb (der Industrie oder des Bauwesens) durch Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB
gleichge-stellt war. In dieser Bestimmung sind keine Betriebe oder Einrichtungen
der Denkmalpfle-ge aufgefÃ¼hrt. Die gemÃ¤Ã� Â§ 5 VO-AVItech ermÃ¤chtigten
Ministerien haben Â§ 1 Abs. 2 der 2. DB bis zum 30. Juni 1990 nicht ergÃ¤nzt. Die
am 30. Juni 1990 nicht gegebene Gleich-stellung der Denkmalpflege kann
nachtrÃ¤glich nicht durch die vollziehende oder rechtspre-chende Gewalt korrigiert
werden. Der EV hat nur die Ã�bernahme damals bestehender Ver-
sorgungsansprÃ¼che und Versorgungsanwartschaften von Einbezogenen in das
Bundesrecht versprochen und Neueinbeziehungen ausdrÃ¼cklich verboten (EV Nr.
9; Â§ 22 Rentenanglei-chungsgesetz der DDR). Art. 3 Abs. 1 und 3 GG gebietet
nicht, von jenen historischen Fakten, aus denen sich Ungleichheiten ergeben
kÃ¶nnten, abzusehen und sie â��rÃ¼ckwirkendâ�� zu Lasten der heutigen
Beitrags- und Steuerzahler auszugleichen (vgl. bereits BSG, Urteile vom 9. und 10.
April 2002, SozR 3-8570 Â§ 1 Nr. 2 S 16, Nr. 7 S 68 f, Nr. 8 S 79 sowie BSG, Urteil
vom 18. Juni 2003 â�� B 4 RA 1/03 R, SGB 2003, 518). Der BeschÃ¤ftigungsbe-trieb
der KlÃ¤gerin am 30.06.1990 kann somit auch nicht als KonstruktionsbÃ¼ro im
Sinne der gleichgestellten Betriebe nach der 2. DB gewertet werden. Denn insoweit
war die Pla-nungsabteilung allenfalls unselbstÃ¤ndiger Teil des VEB D â�¦ L â�¦ und
kein KonstruktionsbÃ¼ro im Sinne der Versorgungsordnung.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine (weitere) Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen
nicht vor.

Erstellt am: 24.02.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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